Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/3076 


Antrag 

der Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal), Bading, Mertes 

und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Einkommensteuergesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Einkommensteuorgesetz (EStG 1967) in de 
Fassung der Bekanntmachung vom 27. Februar 1968 
(Bundesgesetzbl. I S. 145) wird wie folgt geändert: 

a) In § 51 Abs. 1 Ziff. 2 Buchstabe o wird folgender 
Satz 2 eingefügt: 

„Die Sonderabschreibungen können auch für 
Aufwendungen im Zusammenhang mit dem An- 
schluß an eine Fernwärmeversorgungsanlage zu- 
gelassen werden, wenn dieser Anschluß auf 


Grund einer behördlichen Anordnung als Maß- 
nahme gegen Luftverunreinigung vorgenommen 
wird.“ 

b) Die Sätze 2 bis 7 werden Sätze 3 bis 8. 
Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzblatt I S. 1) auch im Land Ber- 
lin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 
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Begründung 


§ 51 Abs. 2 Ziff. 2 Buchstabe o zweiter Halbsatz läßt 
Sonderabschreibungen bei beweglichen Wirtschafts- 
gütern des Anlagevermögens zu, die unmittelbar 
und ausschließlich dazu dienen, die Verunreinigung 
der Luft zu verhindern, zu beseitigen oder zu ver- 
ringern. Sonderabschreibungen können auch zuge- 
lassen werden, wenn auf Grund behördlicher Anord- 
nung ausschließlich aus Gründen der Luftreinhal- 
tung bei Feuerungs- oder Dampfkesselanlagen so- 
wie bei Anlagen, bei denen durch chemische Ver- 
fahren Luftverunreinigungen entstehen, Umstellun- 
gen oder Veränderungen vorgenommen oder 
Schornsteine errichtet oder aufgestockt werden. 

In der Praxis kann das mit diesen Maßnahmen an- 
gestrebte Ziel oft besser und mit geringerem Auf- 
wand durch den Anschluß an eine Fernwärmever- 
sorgung erreicht werden. 

Bei den Kosten fällt erheblich ins Gewicht, daß bei 
Errichtung eigener Anlagen durch das Unternehmen 
nach § 51 Abs. 1 Ziff. 2 Buchstabe o EStG (§ 82 
EStDV) Sonderabschreibungen zulässig sind, wäh- 
rend ein dem gleichen Zweck dienender Anschluß an 


eine Fernwärmeversorgung von dieser Vergün- 
stigung ausgeschlossen bleibt. 

Diese unterschiedliche Behandlung ist geeignet, eine 
im Hinblick auf die Luftreinhaltung gute Lösung zu 
erschweren, und zwar auch zugunsten von Anla- 
gen, die vom Standpunkt der Lufthygiene aus als 
weniger zweckmäßig anzusehen sind. 

Die Zahl der Fälle, in denen die vorgeschlagene 
Erweiterung unmittelbar praktische Bedeutung er- 
langen dürfte, wird im Augenblick nicht sehr groß 
sein. Mit der zunehmenden Ausdehnung der Fern- 
wärmeversorgungen würde sich jedoch für eine be- 
deutende Anzahl bestehender Unternehmen die 
Möglichkeit ergeben, durch Anschluß an eine zen- 
trale Fernwärmeversorgung eine Verunreinigung 
der Luft zu verhindern oder behördliche Auflagen 
zur Luftreinhaltung zu erfüllen. 

Die Gesetzesänderung bringt keine Belastung für 
den Bundeshaushalt, da die neue Sonderabschrei- 
bung lediglich an die Stelle einer Sonderabschrei- 
bung tritt, die das Unternehmen nach der geltenden 
Regelung sonst für eigene Anlagen in Anspruch 
nehmen könnte. 
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